
Aktenzeichen
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Verkündet

am 27° Mai 1959

I m N a m-e n d e e V o l k e 3

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers9

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 9° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 27° Mai 19599

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ W e i 8

als Vorsitzender9

Bundesrichter Dr° R ü c k e r t und

Bundesrichter Dr„ S c h w e n k h art

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter C o n r a d und

Bundeesozielriehter L e h m a n n

als ehrenamtliche Beisitzer7

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des Landeeeozielgerichts Baden—Württemberg.

vom 180 Juli 1957 wird als unbegründet zurück

gewiesenu

Der Beklagte hat der Klägerin die außer—

gericbtlicban Kosten des Bevieionsverfäbrens

zu erstatten„
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Die Klägerin hat amze„ März1953Walter Br .m‘. geheiratet„
Bei dem Ehemann war seit 1922 für beiderseitige offene Lungen—

Tbc„‚ verschlimmert durch Dienstbeschädigung, Erwerbsunfähig—

keit und seit 1929 eine Minderung der Erwerbefähigkeit (udn„)

um 90 v„H° anerkannt° Nach dem Bundesversorgungsge3etz (BVG)
wurden beiderseitige'geschlossene LungeneTbc„ mit Emphysem und

chronischer Bronchielketarrh als Versorgungsleiden anerkannt°
Rente wurde zunächst nach einer KdE° um 90 V.H° und seit

1° November 1951 wegen Erwerbsunfähigkeit mit Pflegezulege

gewährt° Der Ehemann ist am 5° Oktober 1953 an den aner—

kannten Leiden gestorben°

Die Klägerin begehrt Witwenrente° Das Versorgungsemt hat mit

Bescheid vom 25° Februar 1955 Hinterbliebenenversorgung als

Rechtsanspruch abgelehnt, weil äie Ehe nach der Schädigung

geschlossen wurde und nicht mindestens 1 Jahr gedauert hat

(@ 38 Abs„ 2 BVG) Auch als Keanleistung wurden Versorgungs—
1eistungen nicht gewährt; denn die Klägerin habe weder nach
frühérem Versorgungsrecht Rente bezogen, noch sei die Ehe vor
dem 90 Mai 1945 geschlossen werden, noch sei ein Kind aus der

Ehe hervorgegangen; die Klägerin habe auch nicht ihre wirt—

schaftliche Existenz bei der Eheschließung aufgegeben, noch

sei sie erwerbsunfähig„ Das Landesversorgungsamt hat den

Widerspruch mit Bescheid vom 50 Dezember 1955 zurückgewiesen„

Das Sozialgericht (SG„) Heilbronn hat den Bescheid Vom
250 Februar 1955 und den Widerspruchsbescheid aufgehoben und

den Beklagten verurteilt, einen erneuten Bescheid zu erteilen

unter Prüfung der Frage, ob besondere Umstände im Sinn des

@38 Abs° 2 BVG vorliegen°

Das Landessozialgericht (LSG„) Baden—Württemberg hat mit Urteil

° vom 18° Juli 1957 die Berufung des Beklagten zurückgewiesen°

Es hat ausgeführt, der Rechtsstreit betreffe eine Leistung,
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über deren Gewährung der Beklagte nach seinem Ermessen

zu befinden habe° Das G»richt prüfe, ob die Ermessens—

grundlegen fehlerhaft seien° Bei den besonderen Um—

ständen im Sinn des 5 38 Abs„ 2 BVGhandele es sich
um einen unbestimmten Rechtsbegriff° In der recht—

lichen und tatsächlichen Prüfung dieser gesetzlichen

Zulässigkeitsvoraussetzung sei das Gericht nicht be—

schränkt„ Die Verw31tungsvorschriften zum BVG (VV0)

zeigten nur Beispiele, Die Beschränkung des unbe—

stimmten Rechtsbegriffs "besondere Umstände" auf die

in den VV° angegebenen Tatbestände sei zu eng„ Diese

Auslegung der VV° béruhe auf einer unrichtigen An—

wendung des Rechts. Die Versorgungsverwsltung ge—

brauche ihr Ermessen fehlerhaft9 wenn sie lediglich

die in den VV„ genannten Voraussetzungen und nicht

darüberhinaus alle Umstände mit in ihre Prüfung ein—

beziehe, die für die Entscheidung ernsthaft von Be—

deutung sein könnten° Die Verweltungsbehörde habe

einwandfreie Unterlagen zu bescha”fen; mit der blos—

sen Anwendung von Weisungen habe sie ihr eigenes Er—

messen noch nicht fehlerfrei ausgeübt° Der Beklagte

habe nur geprüft9 ob die Voraussetzungen der Nr„ 2

der VV° zu 5 38 BVG erfüllt seien° Die Klägerin stütze
ihr Begehren auch auf die jahrelange Pflege des Ver—

storbenen vor der Eheschließung„ Schließlich hat das

.
LSG„ auf die Rechtsprechung des Bundessozielgerichts

(BSGO) zu 5 590 Abs„ 2 Reichsversieherungsordnung

(RVG) hingewiesen (Urteil vom 17„l„1957 in SozR. RVG,
€ 590, Aa 1 Nr„ l)„ Revision wurde zugelassen°

Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt,

‘die Urteile des LSG° vom 18° Juli 1957 und des SG°

vom 9, Oktober 1956 aufzuheben, den Bescheid vom
25° Februar 1955 in der Fassung des Widerspruchs—
beseheids vom 5„ Dezember 1955 wiederherzustellen

und die Klage gegen die genannten Bescheide abzu—

weisen° Er führt aus, in der Nr, 2 der VV. zu @ 38 BVG
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werde umrissen, welche Tatbestände der Begriff "besondere

Umstände" im Sinn der Ausnehmevcrschrift des 5 38 Abs° 2 BVG
beinhalte° Die°VV° seien von der Bundesregierung mit Zu—
stimmung des Bundesrats kraft gesetzlicher Ermächtigung er—
lassen° Sie dürften deshalb als Auslegungsregeln herangezogen

werden° Die Rechtsprechung des BSG„ zu 5 590 Abs„ 2 RVO sei
hier nicht anzuwenden, weil zu dieser Bestimmung keine VV°

erlassen seien°

Die Klägerin hat Zurückweisung der Revision beantragt‚

Die Revision ist infolge Zulassung statthaft (@ 162 Abso 1
Nr„ 1 Sozielgérichtsgesetz — SGG--)° Sie ist form— und frist—
gerecht eingelegt und begründet werden (@ 164 SGG) und daher

zulässig° Sachlich ist sie nicht begründet°

Die Klägerin begehrt vom Béklagten Witwenrente als Kenn—

leistung nach @38 Abs„ 2 BVG„ Nach dieser Gesetzesbestimmung
hat die Witwe keinen Anspruch‚ wenn die Ehe erst nach der

Schädigung geschlossen werden ist und nicht mindestens ein
Jahr gedauert hat, doch kann Rente beim Vorliegen besonderer

Umstände gewährt werden° Die Klägerin erstrebtdemnach eine
Leistung, deren Gewährung im Ermessen des Beklagten steht°

Ihre Klage richtet sich gegen die Ablehnung der Kennleistung°
Sie stellt eine Aufhebungsklage, verbunden mit einer Klage

auf Verpflichtung des Beklagten zum Erleß eines neuen Be—

scheides der (©54 Abs„ 1 und 2 sec; vgl° BSG.7 3° 4,6)° In
solchen Fällen können die Gerichte nur nachprüfen, ob die

Versorgungsbehörde bei der Entscheidung über die Gewährung

der Kannleistung die gesetzlichen—Grenzen ihres Ermessens

überschritten oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der

Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat

(vgl° BSG, vom 3„7„l958 in SozR°, BVG, @ 64 Ca 1 Nr° l)° Auch
soweit das Gesetz bei der Anwendung von Rechtsbcgriffen einen

Beurteilungsspiolreum läßt, ohne damit zu Ermessenshendlungcn

zu ermächtigen, kann der Richter nur die Grenzen des Beur—

teilungs3pielraums ziehen; er kann diesen aber nicht ein—
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engen und durch eigene Beurteilung ersetzen, wenn ihm

die Beurteilung durch die Versorgungsbehörde zwar als

vertretbar, aber nicht angemessen erscheint (DVB1° 1958

8° 435 und 837)°

In 9 58 BVG trei'i'en Vorschriiten über Ermess ensausübung

und Reehtsanwendung zusämmeno Es ist zwischen dem Teil

der Vorschriften, der die Versorgungs behörde zu einer

Ermessensentscheidung berechtig t‚und den Vorschriften,

die die materiell—rechtlichen Voraussetzungen der Kann—

leistung bestimmen, zu unterscheiden° Daß die Ver—

sorgungsbehörde in äen Fällen des 5 38 Abs° 2 BVG zur

Gewährung von Rente nach ihrem Ermessen berechtigt'ist,

ergibt sich aus den Wortlaut des Gesetzes "kann gewährt

werden" im Zusammenhe„ng mit den vorangehenden Halbsatz9

demzufolge die Witwe keinen Rechtsanspruch hat° Mit den

weiteren Morten "beim Vorliegen besonderer Umstände"

werden materiell—rechtliche Voraussetzungen bezeichnet9

bei deren Vorli% en die Versorgungsoelxörde zur Gewährung

einer Rente ermächtigt ist„ (Zur Unterscheidung zwischen

esetzlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen und Ermessens-

erwägungen bei der verweltungsgerichtliehen Überprüfung

s° BVerwGo 5 S0 279)° Aus dieser Unterscheidung zwischen

der Erna ehtigung zu einer Leistung ("cann") und ihren

meteriell—reChtliehen Voraussetzungen (“besondere Um—
stände") folg t daß auch bei Vorliegen besonderer Um—
stände die nitwe keinen Beggtganspruen au1 WitwenrentG
hata Die Verweltungsbehörde hat beim Vorliegen beson—

derer Umstände ihr Ermessen nach dem Grundsatz der

Gleichbehandlung (Art„ 3 Abs„ 1 Grundgesetz) und dem

der P'1lichtgebundenheit — im Gegensatz zur Willkür —
nuszuüben (vgl° 1orsth01pf‚ Lehroueh des Verwaltungs-

rechts, Allg° Teil, 7„ Aufl„‚ so 84 bis 86)„

Der B%1f "besondere Umstende” ist einlunbes timmter
Beentsbe51■i‘, weil sein Inhalt und Umfang weitgehend

ungewiß is t(v■l.° Engiseh, Einführung in das juristische
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Denken9 S° 108)° Er ist ein Rechtsbegriff, keine Ermessens—

vorschrii’t9 denn aus seiner Stellung im Gesetz im Zusammen—

hang mit 5 38 Abs° 1 Satz 1 und Abs„ 2, 1° Halbe° BVG ergibt
sich9 daß nicht dieser Begriff die Versorgungsbehörde zur Ge—

währung von Rente nach ihrem Ermessen ermächtigt (dies ge—

schieht durch die Worte "kann gewährt werden"), sondern daß
der Begriff mit einem bestimmten Inhalt ausgefüllt werden muß,

der dann mit für die Ermessensentscheidung der Versorgungs—

behörde maßgebend ist (zum "unbestimmten Rechtshegriff" Vgl„

um 1954 8° 188 Nr., 167, auch DVBL 1957 s„ 788 LKnmj)‚ Das
Gericht muß den unbestimmten Rechtsbegriff auslegen, doh. seinen

allgemeinen Sinngehslt ermitteln und nachprüfen, ob die Aus—

legung9 die die Versorgungsbehörde dem Begriff gegeben hat9

dem Gesetz entspricht„ Die unrichtige Auslegung eines Rechts—

begriffs durch die Verweltungsbehörde kann die Ausübung ihres
Ermessens im konkreten Falle fehlerhaft machen, wenn sie sich

durch die gesetzwidrige Auslegung in ihrer Ermessensausübung

gegenüber den Möglichkeiten, die das Gesetz bei'richtiger Aus—

legung gewährt, zu Unrecht eingeschränkt glaubt. Daß der unhe—

stimmte Rechtsbegrifi hier in einer Ermessensvorschrift ver—

wendet wird, steht der Nachprüfung der Auslegung durch das

Gericht nicht entgegen„ Der Gebrauch eines so allgemein un«
bestimmten Begriffs wie "besondere Umstände", der als Voraus—

setzung für einen Rechtsanspruch ungewöhnlich wäre, wird in

38 Abs° 2 BVG dadurch erklärlich, daß er in einer Vorschrift

über eine Knnnleistung angewandt wird, die von vornherein die
Gewährung der Leistung in das ErmesSen der Versor$ungsbehörde

stellt° Aus der Allgemeinheit des Begriffs "besondere Umstände"

muß entnommen werden, daß er der Verwaltungsbehörde einen Beur—
teilungsspielraum für die Einordnung des Einzelfalles einräumt
(zu Beurteilungespielraum, Ermessen und unbestimmtem Rechts—

begriff siehe insbes. Bachoi‘ in Jz.‚ 1955 s, 97 und DVB1.1957
So 788, ferner DVBl„ 1958 30 135 und 837)„

Der Begriff der besonderen Umstände in @ 38 Abs° 2 BVG ist aus
dem Gesetz selbst auszulegen‚ Die VV. können ihn nicht ein—

sbhränken oder ausdehnen, sie können das Gesetz für die An—

_ 7 _
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wendung durch die Verweltungsbehörde nur erläutern und

einen Spielraum ausfüllen, wo das Gesetz einen solchen

gelassen hat (es-& 7 5° 75 [7'g7)° In Nr„ _2_der mm zu
5 38 BVG kann deshalb lediglich eine Erläuterung des
Gesetzes und Anleitung zur gleichmäßigen Handhabung

des Ermessens gesehen werden, wobei die angeführten

Fälle als Beispiele für "besondere Umstände" anzusehen

sind° Das Gesetz selbst hat die Ausnahmen des 5 38 Abs„2,
2° Helbsatz BVG mit der Generslklausel "beim Vorliegen

besonderer Umstände" zugelassen, es wollte demnach die

Ausnehmefälle nicht selbst kasuistisch abschließend auf—

zählen. Daher können auch die VV. diese'Generalkleusel

nicht durch weitere Fälle der ”besondere Umstände" aus—

schließenden Aufzählung einengen und dadurch die An—
‘

wendung dieser Vorschrift entgegen dem Gesetz beschränken°

Zu einer solchen generellen Einengung sind die Ver—

waltungebehörden auch nicht deshalb berechtigt, weil

es sich bei der Gewährung der Rente um eine Kann—

leistung handelt; denn der Begriff "besondere Um—

stände" als solcher ist ein Reehtsbegriff und auch

der Beurteilungsspielreum geht nicht soweit, daß schlecht—

hin an die Stelle der Generelklausel die abschließende

Aufzählung von Einzelfällen gesetzt werden könnte, wodurch

der Inhalt der Gesetzesvorschrift als Generelklausel

grundlegend geändert würde„

Die Auffassung des Beklagten, Nr° 2 der VV° zu 5 38 BVG
bestimme erschöpfend die Fälle, in denen eine Rente ge—
währt werden könnnegentsnrieht somit nicht dem Gesetz°

Da der Beklagte bei der Ausübung seines Ermessens, Ob‘

er der Klägerin eine Rente gewähren solle, von einer zu

engen und daher unzutrefienden Auslegung des Begriffs

"besondere Umstände" eusging‚ ist seine Ermessensaus—‘

übung fehlerhaft° Dem Urteil des LSG„ und des SG„ ist

daher im Ergebnis zuzustimmen° Dies bedeutet jedoch noch

nicht, wie die Klägerin anzunehmen scheint, daß sie nun
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Rente erhalten mäggg. Der Beklagte hat diese Frage vielmehr

neu zu prüfen unter Zugrundelegung der nachfolgenden Rechts—

ausführungen zum Begriff "besondere Umstände“ und der all—
gemeinen Grundsätze einer rechtmäßigen Ermessenssusübung, wie

insbesondere Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes nach Art° 3
Grundgesetz und der Pflichtgebundenheit der Verwaltung°

Die Auslegung des Begriffs "besondere Umstände" in 5 38 Abs° 2‚

2° Halbsetz BVG hat im Zusammenhang mit Abs° l und dem voren—

gehenden 1° Halbsetz des Abs„ 2 zu erfolgen. 5 38 Abs° 1 BVG
stellt fest9 daß die Witwe eines an den Folgen einer Schädigung

gestorbenen Beschädigten Aneprueh auf Hinterbliebenenrente hat°

Der 1° Helbsstz des Abs„ 2 in © 38 BVGenthält eine Ausnahme
von dieser Regel, nämlich wenn die Witwe trotz Vorliegens der

Voraussetzungen des Abs° 1 keinen Anspruch hat„ Der 20‚Helbsatz

von Abs° 2 des @ 38 BVG wiederum enthält eine Ausnahme von der

Ausnahme des l° Helbsstzes. Aus diesem Verhältnis von Regel und

Ausnahme ist zu bestimmen, welche Art von Umständen "besondere

Umstände" im Sinne des 5 38 Abs° 2, 2° Hslbsatz BVG sind° Be—

sondereUmständesind solche‚ durch die sich ein Fall von dem
vom Gesetzgeber angenommenen Normalfall unterscheidet°

Die Verhandlungen vor Erleß des BVG enthalten nichts, was zur

Auslegung des Begriffs "besondere Umstände“ in @ 38 Abs° 2 BVG

herangezogen werden könnte, Auch die historische Entwicklung

der Witwenrente in der Kriegsopferversorgung gibt keinen Anhalt

für die Auslegung° @ 56 Abs‚ 5 des früheren Heichsversorgungs—

gesetzes (RVG) wurde durch die 2° Verordnung des Reichs-

präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom
50 Juni 1931 (RGBl° I So 279),2° Teil, Kapitel IV Art, 1

Nr° lö,eingefügt, war also eine reine Spermaßnehme. Nach den
Ausführungshestimmungen

zu 5 36 RVG kam in solchen Fällen bei

Bedürftigkeit eine Witwenbeihilfe in Betracht. Auch @ 105 Abs„ 5

Wehrmachtsfürsorge— und Versorgungsgcsetz enthielt eine ähn—

liche Vorschrift„ Nach den Ausführungsbestimmungen dazu konnte

Versorgung gewährt werden, wenn die Bewilligung nach der ge—

samten Sachlage, insbesondere den wirtschaftlichen Verhältnissen‚

gerechtfertigt erschien°

_ 9 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Gründe, weshalb das BVG einen Witwenrentenanspruch

ausschließt9 wenn die Ehe erst nach der Schädigung ge—
schlossen ist und nicht mindestens ein Jahr gedauert

hat9 können daher nur aus dem Sinn und Zweck des BVG

erklärt werden° Es ist dabei zu berücksichtigen, auf

welchen Erwägungen der Witwenrentenanspruch überhaupt

beruhto Zweck und Aufgabe der Hinterbliebenenrente für

die Witwe ist es, den durch den vorzeitieen Tod des Er+

nährers eingetretenen Unterhaltsausfall für die Zukunft

in gewissem Umfang euszuglcichen° Die Ehefrau9 die ihren

Ehemann vor der Schädigung geheiratet hat‚ wird durch

dessen Schädigung insofern selbst betroffen? als seine
Erwerbsfähigkeit gemindert und er dadurch in der Er—

füllung seiner Aufgabe als Ernährer der Familie be—

hindert wird° Insoweit wird auch die wirtschaftliche
Lage der Ehefrau unmittelbar beeinträchtigt° Diese Er—

wägungen entfallen in der Regel, wenn die Ehe erst nach

der Schädigung geschlossen wurde" Hat die Ehe nicht

wenigstens ein Jahr gedauert, so hat die Ehefrau von
ihren wirtschaftlichen und beruflichen Verhältnissen

vor der Eheschließung meist noch keinen so großen Ab—
stand gen0mmen‚ daß sie diese nicht nach dem Tod des

Beschädigten fortsetzen oder wiederaufnehmen oder sich

eine selbständige Lebensführung neu erarbeiten könnte„
Besondere Umstände sind daher solche9 die im konkreten“

Falle die Lage der titwe in den Fällen des © 38 Abs° 2
BVG erheblich anders erscheinen lassen als die vor—
stehend dergelegte, allgemein angenommene Lage der

Witwe, die ihren Ehemann erst nach der Schädigung ge—
heiratet hat und deren Ehe nicht mindestens ein Jahr

gedauert hat° ■iese Umstände müssen der Witwe die nor—
malerweise zu erwartende Rückkehr in die Verhältnisse

vor der Eheschließung, insbesondere in ihren früheren

Beruf, oder die Heuschaffung einer unabhängigen Lebens—

führung wesentlich erschweren oder sogar unmöglich machen,

Dabei ist es durchaus möglich, daß diese Erschwcrung ge—
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rede dadurch eingetreten ist, daß die Witwe ihren späteren

Ehemann als Beechädigten lange Zeit persönlich betreut hat

und ihm bei der Begründung oder Erhaltung seiner Existenz

wie eine Ehefrau behilflich gewesen isto

Der Beklagte hat eonach der Klägerin auf ihren Antrag auf

Gewährung von Rente als Kannleistung einen neuen Bescheid

unter Beachtung der Rechtsauffassung des Senats zu erteilen°

Die Revision des Beklagten war als unbegründet nach @ 170
Abs° 1 Satz 1 SGG zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 see°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

